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Entscheid zum Nachteilsausgleich auf 
Stufe Passarelle Berufs-Maturität 

Eine kantonale Bildungsdirektion hat sich zu Nachteilsausgleichsmassnahmen im 
Rahmen einer Narkolepsie geäussert. Es ging um die Dauer des Zeitzuschlags und 
um Schlafpausen. Dies auch in Zusammenhang mit der Frage der allgemeinen Hoch-
schulreife und Studierfähigkeit. Eine von Inclusion Handicap unterstützte Be-
schwerde gegen den negativen Entscheid der Vorinstanz ist von der kantonalen Bil-
dungsdirektion gutgeheissen worden.  

Frau Suter ist Narkoleptikerin und besucht 
einen Bildungslehrgang für die Passarelle 
Berufsmaturität.  Narkolepsie ist eine chro-
nische Krankheit, welche neurologische 
Störungen des Schlaf-Wachrhythmus zur 
Folge hat. Ein gestörter Nachtschlaf, Ta-
gesschläfrigkeit bis zum plötzlichen Ein-
schlafen und Kataplexien gehören zu den 
Hauptsymptomen. Sie hat im Rahmen des 
Nachteilsausgleichs diverse Anpassungs-
massnahmen, die es ihr erlauben, die Prü-
fungen und den Unterricht in einer behinde-
rungsbedingt angepassten Weise zu absol-
vieren. 

Im Rahmen der Vorbereitungen auf die Ma-
turitätsprüfungen im kommenden Jahr, 
muss sie ein neues Gesuch an die dafür zu-
ständige Kommission des Kantons stellen. 
Dies ist nötig, da nicht die bisherige Schule 
selber sondern die Kommission über solche 
Gesuche entscheidet. 

Frau Suter tut dies mit Unterstützung der 
Schule und in der Annahme, dass dieselben 

Massnahmen wie im bisherigen Unterricht 
möglich sein werden. 

Ersucht wird u.a. um regelmässige Schlaf-
pausen und eine zusätzliche Prüfungszeit-
verlängerung. Dies, um die Einschlafatta-
cken zu minimieren, alles belegt durch ent-
sprechende Berichte von Fachpersonen. 

Die kantonale Kommission lehnt in der 
Folge diverse Massnahmen ab oder ge-
währt diese nur teilweise in eingeschränkter 
Form. Dies mit der Begründung, dass es 
nicht der Zweck einer Abschlussprüfung 
sei, diese in mehreren kurzen Etappen zu 
absolvieren und der beantragte Zeitrahmen 
an sich schon eine inhaltliche Anpassung 
bedeute und somit den Nachteilsausgleich 
sprenge. Ihrer Auffassung nach stellten die 
beantragten Massnahmen in ihrer Summe 
die Prüfungsfähigkeit selbst in Frage und 
die Leistungsfähigkeit über eine bestimmte 
Zeitspanne hinweg als integrale Prüfungs-
erfordernis könne nicht erfüllt werden. Für 
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die überwiegende Mehrheit der akademi-
schen Berufe sei eine fundamentale Vo-
raussetzung die Fähigkeit, unter einem ge-
wissen Zeitdruck fokussiert und konzentriert 
arbeiten zu können. Dies sei durch die be-
antragten Massnahmen in ihrer Kumulation 
nicht mehr gegeben, was die Prüfungsfä-
higkeit selber in Frage stelle.   

Die entscheidende Behörde kommt in ihren 
Erwägungen zum Schluss, dass während 
des Bildungsgangs getroffene Massnah-
men nicht als Zusicherung gelten für die Ab-
schlussprüfung, welche unter der Verant-
wortung einer anderen Stelle stehe. Die be-
antragte Verlängerung der Prüfungszeit von 
25-30% diene jedoch dazu, die Auswirkun-
gen der Narkolepsie etwas auszugleichen. 
Die Schlafpausen müssten zusätzlich zur 
Prüfungszeitverlängerung geplant werden 
und dürften entgegen der Ansicht der Prü-
fungskommission nicht miteinander ver-
mengt und pauschal berechnet werden. 
Auch das Argument, dass die Prüfungs-
dauer in den entsprechenden Richtlinien 
festgelegt sei und diese nicht eine beliebige 
Verlängerung zuliessen wird entkräftet. Die 
Prüfungsdauer sei unter dem Titel «Prü-
fungsverfahren» eingereiht und somit nicht 
als Bildungsziel oder Bewertungskriterium 
gedacht. Die Fähigkeit, eine Leistung innert 

eines gewissen Zeitrahmens zu erbringen, 
sei somit keine zentrale Fähigkeit, eine Ab-
weichung der vorgesehenen Dauer somit 
auch keine inhaltliche Erleichterung, so-
lange die Prüfung als solche nach wie vor 
eine Einheit bilde. Dies sei vorliegend gege-
ben, da die streitbetroffenen Prüfungen 
trotz der beantragten Verlängerungen und 
der Schlafpausen an einem Tag durchführ-
bar seien, Die Prüfungsfähigkeit sei somit 
nach wie vor gegeben. Entsprechend hiess 
die Bildungsdirektion die Beschwerde gut.  

Abschliessende Würdigung 
Es ist sehr zu begrüssen, dass die Bildungs-
direktion den in der Beschwerde angeführ-
ten Argumenten gefolgt ist. Die Nachteil-
sausgleichsmassnahmen, auf die die Schü-
lerin einen rechtlichen Anspruch hat (Art. 5 
Abs. 1-3 und Art. 24 Abs. 2 lit. c BRK; Art. 8 
Abs. 2 i.V.m. Art. 19 und Art. 62 Abs. 3 BV 
sowie Art. 2 Abs. 5 BehiG) sprengen den 
Rahmen der Verhältnismässigkeit nicht und 
stellen auch keine inhaltliche Vereinfachung 
dar. Sowohl die Prüfungs- als auch die Stu-
dierfähigkeit sind dadurch weiterhin vorhan-
den. 
Frau Suter hat die Matura bestanden und 
studiert nun an einer Universität.  
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